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1.1 „Internetrecht" oder: „Was offline gilt, 
muss auch online gelten ..." 

Schrifttum 

Bräutigcnn/Leupold/Pfeiffer , Kommerzielle Kommunikation im Internet, WRP 2000 575; Czychow- 
ski/Nordemann, Grenzenloses Internet - entgrenzte Haftung?, GRUR-Beilage Heft 1, 2014, 3; Drei- 
er/Leistner , Urheberrecht im Internet: die Forschungsherausforderungen, GRUR-Beilage Heft 1, 
2014, 13; Glöckner/Kur, Geschäftliche Handlungen im Internet, GRUR-Beilage Heft 1, 2014, 29; 
Hoeren , Internet und Recht - Neue Paradigmen des Informationsrechts, NJW 1998, 2849; Peukert , 
Das Urheberrecht und die zwei Kulturen der Online-Kommunikation, GRUR-Beilage Heft 1, 2014, 
77; Sosnitza, Das Internet als Rahmenbedingung und neue Handlungsform im Marken- und Lauter- 
keitsrecht, GRUR-Beilage Heft 1, 2014, 93. 

Das „Internetrecht“ ist kein Rechtsgebiet im klassischen Sinne. Vielmehr werden 
Rechtsverstöße und Rechtsverletzungen im Internet nicht anders beurteilt als solche au- 
ßerhalb des Internet. Deswegen finden sich in den verschiedenen Gesetzen, wie etwa 
im Urhebergesetz (UrhG), im Markengesetz (MarkenG) oder im Gesetz gegen unlaute- 
ren Wettbewerb (UWG) in aller Regel keine tatbestandlichen Differenzierungen im 
Hinblick auf das verwendete Medium. Nur vereinzelt, wie etwa für die Frage, wer für 
fremdes Handeln im Internet haftet (z. B. als Betreiber einer Online-Plattform) finden 
sich z.B. im Telemediengesetz (TMG) spezielle Regelungen. Im „Internetrecht“ geht es 
daher um die Beurteilung von spezifischen Rechtsfragen, die bei der Nutzung des Internet 
auftreten und für die das allgemein geltende Recht maßgeblich ist. 

Freilich bestehen für Rechtsfragen im Internet gleichwohl Besonderheiten, die das eta- 
blierte Recht vor zum Teil ganz erhebliche Herausforderungen stellen. Dies gilt etwa mit 
Blick auf die „Allgegenwart“, Reproduzierbarkeit und Erreichbarkeit von Inhalten und 
Daten im Internet sowie die damit gesteigerte Verletzbarkeit von Schutzgütern. Was 
auch immer an irgendeiner Stelle ohne Zugangssperre ins Internet eingespeist wird, ist 
nicht nur weltweit zugänglich, sondern wird von den Suchmaschinen auch gefunden und 
kann ohne größere Mühe weiterverwendet und kombiniert werden. 
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1 Grundlagen 



Hinzu kommt, dass im Gegensatz zu klassischen Sachverhalten häufig nicht nur ein- 
zelne Aspekte einer Handlung, wie etwa eine Markenverletzung oder eine irreführende 
Werbung zu klären sind, sondern nicht selten die Bewertung ganzer Geschäftsmodelle im 
Raum steht. 1 In kaum vergleichbarer Weise lassen sich im Internet Informationsströme ka- 
nalisieren oder einschränken. Das gilt insbesondere für die Aufbereitung der Ergebnisse 
von Internet-Suchmaschinen, aber auch für die sonstige Verknüpfung von Informationen. 
Schließlich werden Geschäftsmodelle häufig als internationale Vertriebs- oder Präsentati- 
onsformen generiert, was nicht selten in Konflikt mit nationalen Besonderheiten gerät. 



1.2 Wesentliche Rechtsgebiete und Rechtsquellen des Internetrechts 

1.2.1 Markenrecht (MarkenG) und Namensrecht (§ 12 BGB) 

Viele Rechtsfragen, die sich im Internet stellen, berühren häufig das Markenrecht, weil 
einprägsame Begriffe, Namen und Kennzeichen entscheidende Faktoren für Werbestrate- 
gien und Geschäftsmodelle im Internet sind. Zu denken ist etwa an Domainnamen, die 
eine Verwechslungsgefahr mit fremden Marken hervorrufen können (oder sollen) oder die 
Verwendung fremder Kennzeichen als Metatags bzw. gekaufte „Keywords“ für Such- 
maschinen, um auf diese Weise zu erreichen, dass Interne tnutzer bei Eingabe fremder 
Kennzeichen auf das eigene Angebot aufmerksam gemacht werden. Das Markenrecht gilt 
aber als gewerbliches Schutzrecht nur im geschäftlichen Verkehr, so dass die rein private 
Nutzung fremder Kennzeichen nicht unter das Markengesetz (MarkenG) fällt. Zu beach- 
ten ist aber das auch unter Privaten geltende Namensrecht, das in § 12 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs (BGB) geregelt ist. 

Das Markenrecht bildet das Kernstück des Kennzeichenrechts. 2 Der Zweck des Mar- 
kengesetzes besteht darin, die Werbeleistung des Unternehmers zu schützen, indem es ihm 
ein ausschließliches Benutzungsrecht an einem frei gewählten Symbol seiner Leistung, 
nämlich an der Bezeichnung von Waren und Dienstleistungen, gewährt. Die Marke ver- 
körpert den Goodwill und das Image, das sich das Unternehmen durch die Qualität seiner 
Produkte und seine Werbeanstrengungen erworben hat. Gleichzeitig schützt das Marken- 
recht auch die kreative Leistung, die in der Entwicklung und Gestaltung des Zeichens als 
solchem liegt. Unter beiden Aspekten ist die dem Markeninhaber zuerkannte Rechtsposi- 
tion Ausdruck seiner Leistung im Wettbewerb und soll ihm und seinen Rechtsnachfolgern 
den wirtschaftlichen Wert dieser Leistung wahren und erhalten. Darüber hinaus hat das 
Markenrecht auch eine verbraucherschützende Dimension, weil die Unterbindung von 
Verwechslungsgefahr dazu beiträgt, dass die Abnehmer vor Fehlzurechnungen und Zu- 
ordnungsverwirrung bewahrt werden. 



1 Vgl. Glöckner/Kur, GRUR-Beilage 2014, 29, 31 ff. 

2 Vgl. zum Folgenden Gotting, Gewerblicher Rechtsschutz, S. 66 ff., 338 ff. 
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Als Marken schutzfähig sind alle Zeichen, die geeignet sind, Waren oder Dienstleis- 
tungen eines Unternehmens von denjenigen anderer Unternehmen zu unterscheiden. Vom 
Markenschutz umfasst werden auch geschäftliche Bezeichnungen, wie insbesondere Un- 
ternehmenskennzeichen. Darunter sind Zeichen zu verstehen, die zur Kennzeichnung ei- 
nes Geschäftsbetriebs oder Unternehmens genutzt werden. Schutzvoraussetzung ist die 
Unterscheidungskraft, nicht aber die Neuheit. Das Markenrecht entsteht entweder durch 
Eintragung in dem dafür beim DPMA geführten Register oder auch durch bloße Benut- 
zung im geschäftlichen Verkehr, wenn das Kennzeichen dadurch Verkehrsgeltung oder 
Verkehrsdurchsetzung erlangt hat, wie dies bei berühmten Marken, wie z. B. „Coca Co- 
la“, der Fall ist (§ 4 MarkenG). Es kann sich bei der Marke also um ein formelles oder ein 
materielles Recht handeln. 

Auf europäischer Ebene wurde im Bemühen um eine Rechtsharmonisierung und Rechtsvereinheit- 
lichung die Richtlinie 2008/95/EG zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedsstaaten 
über die Marken (MarkenRL ) 3 erlassen, die eine Angleichung der nationalen Rechtsvorschrif- 
ten bezweckt. Gleichzeitig wurde mit der Gemeinschaftsmarkenverordnung (EG) Nr. 207/2009 
(GMVO) die Gemeinschaftsmarke ein für die gesamte Union wirkendes einheitliches Recht ge- 
schaffen. 



1.2.2 Urheberrecht (UrhG) 

Von erheblicher Bedeutung für das Internetrecht ist ferner das Urheberrecht, da im In- 
ternet vollkommen neue Möglichkeiten der weltweiten, direkten und individuellen Ver- 
fügbarkeit und Nutzung von geschützten Werken bestehen, mit Auswirkungen z. B. auf 
Fragen der Lizenzierung, des Rechts auf Privatkopie, der technischen Schutzmaßnahmen 
oder auf Fragen der Ausnutzung fremder Leistungen, wie etwa von Videoplattformen 
oder Datenbankportalen. Zu beachten sind u. a. das Urheberrechtsgesetz (UrhG) sowie 
das Urheberrechtswahrnehmungsgesetz (UrhWG). Das UrhG legt die materiellen Schutz- 
voraussetzungen sowie Umfang und Grenzen des Schutzes von Werken der Literatur, 
Wissenschaft und Kunst fest und gilt nicht nur im geschäftlichen Verkehr, sondern ist 
auch im rein privaten bzw. nicht gewerblichen Bereich zu beachten. Allerdings finden 
sich in §§ 44a ff. UrhG viele Schrankenregelungen, die eine Nutzung fremder urheber- 
rechtlich geschützter Werke gegen oder ohne eine angemessene Lizenzgebühr erlauben. 
Das Urheberrecht schützt zwei Gruppen von Urheberinteressen, nämlich vermögensrecht- 
liche (materielle) und persönlichkeitsrechtliche (ideelle). Die den Inhalt des Urheberrechts 
bildenden Einzelbefugnisse lassen sich also unterteilen in die Verwertungsrechte, die zur 
Durchsetzung der Verwertungsinteressen bestimmt sind (§§ 15 ff. UrhG), und die per- 
sönlichkeitsrechtlichen Befugnisse (§§ 12 ff. UrhG), die dem Schutz der persönlichen 
Beziehung des Urhebers zu dem Werk dienen. Die in §§ 25-27 UrhG aufgezählten sonsti- 
gen Rechte sind teils persönlichkeitsrechtlicher (§ 25 UrhG), teils verwertungsrechtlicher 

3 AB1.EU Nr. L 299 v. 8. 1 1. 2008, S. 25. 
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Natur (§§ 26, 27 UrhG). Gemäß § 64 UrhG erlischt das Urheberrecht 70 Jahre nach 
dem Tod des Urhebers. Das UrhWG bestimmt schließlich den rechtlichen Rahmen für das 
Handeln der Verwertungsgesellschaften, wie etwa der „GEMA“. 



1.2.3 Lauterkeitsrecht (UWG) 

Handlungen im Internet können aber auch lauterkeitsrechtliche Ansprüche auslösen, etwa 
wenn durch die Anmeldung einer Domain Mitbewerber gezielt geschädigt werden sollen 
oder bei einer Werbung im Internet Verbraucher in die Irre geführt werden. Im Gegensatz 
zum Urheberrecht, das auch private Handlungen erfasst, gilt das Lauterkeitsrecht aber 
nur für geschäftliches Handeln. Das „Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb“ (UWG) 
betrifft Verhaltensnormen, die im wirtschaftlichen Wettbewerb einzuhalten sind, und ver- 
bietet unlautere Praktiken. Es enthält Generalklauseln (§ 3 UWG), einen im Anhang des 
Gesetzes beigefügten Katalog mit stets unzulässigen Handlungen sowie weitere konkre- 
tisierende Beispieltatbestände bzw. Sondertatbestände. Zu nennen sind insbesondere das 
Irreführungsverbot (§§ 5 f. UWG), das Verbot der gezielten Behinderung (§ 4 Nr. 10 
UWG) sowie der Rechtsbruchtatbestand (§ 4 Nr. 11 UWG). 

Nach § 4 Nr. 1 1 UWG handelt unlauter, wer einer gesetzlichen Vorschrift zuwiderhandelt, die auch 
dazu bestimmt ist, im Interesse der Marktteilnehmer das Marktverhalten zu regeln. Die Vorschrift 
bezweckt, Marktteilnehmer auch vor Verstößen gegen Marktverhaltensregelungen außerhalb des 
UWG zu schützen. Die praktische Bedeutung der Norm wird bereits dadurch deutlich, dass § 4 
Nr. 11 UWG von den Gerichten bei weitem häufiger angewendet wird als selbst der Irreführungs- 
tatbestand. 4 Die Zahl der Normen, die bei geschäftlichem Handeln im Internet zu beachten sind 
und die über § 4 Nr. 1 1 UWG der lauterkeitsrechtlichen Kontrolle unterliegen, ist schon jetzt kaum 
noch überschaubar und wird auch in Zukunft noch weiter zunehmen. Zu denken ist insbesonde- 
re an die auch im Internet zu beachtenden Vorschriften zum Datenschutz, zur Impressumspflicht, 
zur korrekten Angabe von Preisen, zum Jugendmedienschutz oder zum Femabsatzrecht bzw. zum 
elektronischen Geschäftsverkehr. Bei all diesen Vorschriften droht bei einem Verstoß nicht nur ein 
Vorgehen der dafür zuständigen Behörden, sondern über §§3,4 Nr. 11 i. V. m. § 8 UWG auch der 
Mitbewerber und klagebefugten Verbänden. 

Die genauere Umschreibung dessen, was als unlauter anzusehen ist, bereitet jedoch seit 
jeher Schwierigkeiten und stellt eines der zentralen Herausforderungen des Lauterkeits- 
rechts dar. Von einer Definition des Begriffs „unlauter“ hat insbesondere auch der Gesetz- 
geber abgesehen, der lediglich bestimmte unlautere Handlungen beispielhaft in weiteren 
Vorschriften nennt und im Übrigen die weitere Präzisierung der Rechtsprechung überlas- 
sen hat. Ausgehend von der Erkenntnis, dass der Wettbewerb durch einen Ausleseprozess 
gekennzeichnet ist, dem die Behinderung oder sogar Verdrängung der Mitbewerber im- 
manent ist, geht es im Kern darum, dass beim grundsätzlich erwünschten Wettkampf um 
die Gunst der Abnehmer weder deren Entscheidungen noch die Wettbewerbschancen der 
Konkurrenten durch unzulässige Methoden beeinflusst bzw. verfälscht werden. 

4 Glöckner, GRUR 2013, 568; siehe auch Hetmank, JZ 2014, 120 ff. 
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1.2.4 Vertragsrecht (BGB) 

Auch für Verträge im Internet gelten grundsätzlich die gleichen Regelungen, wie im her- 
kömmlichen Geschäftsverkehr, so dass die allgemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Ge- 
setzbuches (BGB) Anwendung finden. Allerdings bestehen zum Schutz der Verbraucher 
wegen den besonderen Risiken im Fernabsatz und im elektronischen Geschäftsverkehr 
viele äußerst detaillierte Sonderregelungen, die zum Teil in das Einführungsgesetz zum 
Bürgerlichen Gesetzbuch (EGBGB) „ausgelagert“ wurden. 



1.2.5 Telemedien- und Datenschutzrecht (TMG, RStV, BDSG) 

Schließlich sind im Internet die Vorschriften des Telemedienrechts und des Datenschutz- 
rechts zu beachten. Dies gilt insbesondere für die Regelungen zur Anbieterkennzeichnung 
(Impressumspflichten), die sowohl im Telemediengesetz (TMG) als auch im Rundfunk- 
staatsvertrag (RStV) zu Anden sind. Das Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) regelt zusam- 
men mit den Datenschutzgesetzen der Länder den Umgang mit personenbezogenen Daten, 
die in Informations- und Kommunikationssystemen automatisch oder manuell erhoben 
oder genutzt werden. Relevant sind die Vorschriften nicht nur für die Erhebung und Nut- 
zung von Kundendaten, sondern beispielsweise auch für die Datenverkehrsanalyse von 
Webseiten z. B. durch sog. „Cookies“ oder auch für Internetforen, wie insbesondere Be- 
wertungsportalen, auf denen personenbezogene Daten verwendet werden. 



1.2.6 Patentrecht (PatG) 

Anders als das Marken- oder das Urheberrecht, kommt dem Patentrecht als weiteres 
Schutzrecht des Geistigen Eigentums im Internetrecht keine nennenswerte Bedeutung zu. 
Insbesondere kann für internetspeziflsche Dienste in aller Regel kein Patentschutz erlangt 
werden, weil bloße Geschäftsmethoden und Computerprogramme nach § 1 Abs. 3 Nr. 3 
und Abs. 4 PatG vom Patentschutz ausgeschlossen sind. Dies bedeutet nicht nur, dass eine 
Lehre über die bloße Verwendung von Computern, Servern, etc. hinaus Anweisungen 
enthalten muss, die der Lösung eines konkreten technischen Problems mit technischen 
Mitteln dienen. Vielmehr dürfen bei der Prüfung auf erflnderische Tätigkeit auch nur die- 
jenigen Anweisungen berücksichtigt werden, die die Lösung des technischen Problems 
mit technischen Mitteln bestimmen oder zumindest beeinflussen. 5 



5 BGH, GRUR 201 1, 610- Webseitenanzeige (zum Patent DE 101 15895); BGH, GRUR 2009, 479- 
Steuerungseinrichtung für Untersuchungsmodalitäten; Vgl. hierzu Götting/Hetmank/Schwipps , Pa- 
tentrecht, S. 25 f. 
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Beispiel 

Ein computergestütztes Verfahren zur Abwicklung eines besonderen Online-Aukti- 
onsverfahrens wäre nach aktueller Rechtsprechung in Deutschland wegen dem Erfin- 
dungsausschluss in § 1 Abs. 3 Nr. 3 i. V. m. Abs. 4 PatG wohl bereits keine Erfindung, 
weil der Gegenstand der Lehre auf kaufmännischem Gebiet liegt und über den blo- 
ßen Programmablauf hinaus kein technisches Problem mit technischen Mitteln gelöst 
wird. Demgegenüber bejaht das Europäische Patentamt (EPA) für diesen Fall zwar ei- 
ne technische Erfindung, würde aber bei der Neuheit und der erfinderischen Tätigkeit 
die kaufmännischen Überlegungen als nicht-technische Elemente nicht berücksichti- 
gen. Soweit die Merkmale, die die Datenübertragung und Datenspeicherung betreffen, 
bekannt sind und eine „Routineprogrammierung“ darstellen, würde auch das EPA kein 
Patent erteilen. Etwas anderes kann aber beispielsweise dann gelten, wenn mit einem 
Computerprogramm zur Verarbeitung medizinischer Daten der Ablauf einer techni- 
schen Einrichtung geregelt und überwacht wird (beispielsweise die Einstellung der 
Bildauflösung bei Computertomografien). 6 Unabhängig davon kann ein Computerpro- 
gramm als solches aber jedenfalls Urheberrechtsschutz gemäß §§ 69a bis 69g UrhG 
genießen. 
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6 Vgl. BGH, X ZB 22/07 - Steuerungseinrichtung für Untersuchungsmodalitäten. Für eine vertiefte 
Auseinandersetzung mit der Rechtsprechung siehe z. B. BGH, X ZR 121/09 - Webseitenanzeige 
(zum Patent DE 10115895); EPA, T 258/03, Mitt. 2007, 135 - Auktionsverfahren/HITACHI (zur 
Patentanmeldung EP 828223) sowie EPA, G 3/08, GRUR Int. 2010, 608 - Computerprogramme. 



